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Flächen bei Alt-Grottenhof
Immer mehr Grazer gegen Verbauung

Ende Juni starteten KPÖ-
Stadträtin Elke Kahr und 
Gemeinderat Manfred Eber 
eine Unterschriftenaktion 
gegen die Umwidmung 
und Verbauung von Acker-
flächen der Fachschule 
Alt-Grottenhof im Bezirk 

We t ze l s -
dorf.

Noch ist 
die Fläche 
i m  B e s i t z 
des Landes. 
Widmet die 
Stadt Graz 

Gondel um 25 Millionen?
ÖVP und FPÖ haben 500.000 

Euro für die Planung ei-
ner 25 Millionen Euro teuren 
Seilbahn über den Plabutsch 
zum Thalersee bereitgestellt. 
Die KPÖ hat dieses Vorhaben 
nicht unterstützt . „Wir sind 
grundsätzlich für eine sinnvolle 
Attraktivierung von Naherho-
lungsgebieten. Schaut man 
aber die Liste der anstehenden 

dringlichen Verkehrsmaßnah-
men der Stadt an, so ist die 
Errichtung einer Seilbahn zum 
Thalersee sicherlich nicht ganz 
oben auf der Prioritätenliste“, 
stellte Stadträtin Elke Kahr 
klar. Sie erinnerte daran, dass 
die Mittel für andere Maßnah-
men im Verkehr, wie Fuß- und 
Radwege, zuletzt drastisch 
gekürzt wurden.

Im Herbst 2017 wird der Ver-
bundvertrag neu verhandelt, 

der Anfang nächsten Jahres in 
Kraft treten soll. Höchste Zeit, 
Fehler, die sich im Verkehrsver-
bund-System eingeschlichen 
haben, auszumerzen. Beson-
ders ärgerlich sind die jährli-
chen Tariferhöhungen um fast 
das doppelte der Infl ationsrate. 
Beseitigt werden sollte auch die 
Regelung, dass Pensionistinnen 
und Pensionisten in Graz 
keine Fahrpreisermäßigun-
gen ohne ÖBB-VorteilsCard 
bekommen sowie das Ku-
riosum, dass 6jährige, die 
noch nicht zur Schule gehen, 
keine Freifahrt erhalten.

„Die Grazer Vertreter 

beim Verkehrsverbund müssen 
sich dafür einsetzen, dass der 
Vertrag der Verkehrsunterneh-
men jetzt repariert wird“, sagt 
KPÖ-Gemeinderat Manfred 
Eber. Er beantragte auch eine 
Förderung für Grazer Auspend-
ler, analog zur „Jahreskarte 
Graz“. ÖVP und FPÖ bezeichne-
ten den KPÖ-Antrag als „nicht 
dringlich“. 

Für faire Preise bei Bus, Bim und 
Bahn

Diese fünf Hektar könn-
ten verbaut werden.
Siehe Bild rechts.

das Grundstück aber um, sind 
dem Verkauf und der Verbau-
ung Tür und Tor geöff net.

Über 1500 Wetzelsdorfe-

rinnen und Wetzelsdorfer 
haben bisher für eine Volks-
befragung in ihrem Bezirk 
unterschrieben. 

Die Unterschriften werden 

in den nächsten Tagen über-
geben. Danach sollen die Wet-
zelsdorfer über die Verbauung 
der Bio-Ackerfl ächen in ihrem 
Bezirk abstimmen dürfen.
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Mieter-Notruf 0316/71 71 08
LAbg. Claudia Klimt-Weithaler, Spitzenkandidatin der KPÖ Steiermark

Wohnen macht arm. Wir helfen in Miet- und Wohnungsfragen, wo wir können.
Für gesetzliche Verbesserungen beim Wohnen ersuchen wir um Ihre Stimme  
bei der Wahl am 15. Oktober.

Tausende Menschen haben die

Petition „Weg mit der Maklerpro-

vision für Mieter“ unterschrieben.

Vizebürgermeisterin Elke Kahr und

Gemeinderat Manfred Eber bei 

der Übergabe der Unterschriften

an Nationalratspräsidentin Doris

Bures in Wien.

Mietobergrenzen
 l Einheitliche, niedrigere Obergrenzen für Mieten
 l Keine Befristung von Mietverträgen
 l Herausnahme der Grundsteuer  aus den Betriebs-

kosten
 l Abschaffung der Vergebührung von Mietverträgen
 l Ausweitung des Anwendungsbereiches und Verein-

fachung des Mietrechtsgesetzes

Abschaffung der 
Maklerprovision für Mieter
Makler werden im Regelfall vom Vermieter beauftragt, 
müssen aber vom Mieter bezahlt werden. Länder wie 
Deutschland, Irland, Großbritannien, Norwegen, Hol-
land oder die Schweiz haben diese Ungerechtigkeit er-
kannt und gehandelt: 

Den Makler zahlt der, der ihn beauftragt!

Abschaffung der 
Vergebührungspflicht von 
Mietverträgen:
Die Wohnungseinstiegskosten stellen für viel Menschen 
ein kaum zu überwindendes Hindernis dar. Deshalb soll 
die Vergebührung von Mietverträgen ersatzlos gestri-
chen werden.

Keine Privatisierung 
öffentlichen Wohnraums

 l Kein Verkauf von Gemeinde- und Landeswohnungen
 l Kein Aufweichen der Gemeinnützigkeit durch hö-

here Gewinnausschüttungen an Investoren.

Private Investoren und Spekulanten wollen möglichst 
hohe Profite erzielen. Die Zeche zahlen die Mieterinnen 
und Mieter mit kaum noch leistbaren Mieten. Daher ist 
die öffentliche Hand gefordert, selbst Wohnungen zu er-
ichten, um leistbaren Wohnraum zur Verfügung stellen 
zu können. Bestehender öffentlicher Wohnraum ist zu 
erhalten und nicht auf den sogenannten freien Markt zu 
werfen.  Die Verscherbelung der 60.000 BUWOG-Woh-
nungen unter Ex-Finanzminister Grasser zeigt, dass viele, 
nur nicht die Mieter davon profitiert haben. 

Ausbau des kommunalen 
Wohnbaus

 l Öffentlicher Wohnbau sichert dauerhaft leistbares 
Wohnen, deshalb braucht es mehr Gemeindewoh-
nungen

Ein Prozent vom Monatsbruttogehalt zahlt jede(r) un-
selbständig Erwerbstätige in den Wohnbauförderungs-
topf. Ursprünglich wurde dieses Geld zur Gänze in den 
Wohnbau zu investiert. Derzeit wird es für andere Zwe-
cke, wie beispielsweise das Stopfen von Budgetlöchern, 
Bankenrettungen oder Spekulationsgeschäfte ausgege-
ben. Das muss ein Ende haben! Daher fordern wir die 
Wiedereinführung der Zweckbindung der Wohnbauför-
derungsmittel mit Schwerpunkt auf den sozialen Wohn-
bau.

Um Wohnen leistbarer zu machen, braucht es weiters:

 l einen Kautionsfonds nach Grazer Vorbild,

 l die Sicherung und Ausweitung der Wohnbeihilfen,

 l einen Gebührenstopp für Müll und Kanal

 l Meldepflicht für leerstehende Wohnungen

 l Leerstandsabgabe

 l Sicherung von ausreichend Grundstücken für den 

sozialen Wohnbau

Wohnen darf nicht arm machen.
Immer mehr Menschen können sich das Wohnen nicht mehr leisten ohne eine selbst sehr 
bescheidene Lebensführung zu gefährden. Um diese Entwicklung zu stoppen braucht es: 
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Anträge und Initiativen der KPÖ im Grazer Gemeinderat am 21. September 2017

Alle Initiativen fi nden Sie unter www.kpoe-graz.at/gemeinderat Tel. 0316 / 71 24 79
www.kpoe-graz.at

Weitere Initiativen der KPÖ im GRAZER Gemeinde-
rat (21.9.2017) 

Tiefgarage beim Eisernen Tor

Die schwarz-blaue 
Grazer Stadtko-

alition will eine Tief-
garage unter dem 
Eisernen-Tor-Brunnen 
bauen. Die 40 Meter 
tiefe „Regalgarage“ 
soll 2019 in Betrieb 
gehen. „Eine zusätzliche Ga-
rage in derart sensibler Lage 
würde weiteren KFZ-Verkehr 
ins Zentrum ziehen“, sagt Stadt-

Hilfe für Wohnungslose

Bei Bauprojekten im Be-
reich Liebenau/Grünanger 

sind Überreste des national-
sozialistischen Arbeits- und 
Übergangslagers Liebenau zu 
Tage getreten. „Das NS-Lager 
Liebenau ist für die Gedenk- 
und Bildungsarbeit der Stadt 
ein historisch äußerst wichtiger 
Ort“, betont KPÖ-Gemeinderä-

tin Christine 
B r a u n e r s -
reuther. Sie 
regt an, das 
G r a z M u s e -
um mit der 
Führung der Gedenkstätte der 
nationalsozialistischen Ver-
gangenheit unserer Stadt als 
Außenstelle zu betrauen.

➯ Rückübereignung von Übertragungswohnbauten an die Stadt – Manfred Eber
➯ Kulturbuddy für Kulturpass-BesitzerInnen – Christine Braunersreuther
➯ Trinkbrunnen für Spielplatz Grottenhofstraße – Christian Sikora

rätin Elke Kahr (KPÖ). 
Die Auswirkungen auf 
den Fließverkehr sind 
ungeklärt. Der Eingriff  
an diesem hochwer-
tigen Platz mitten in 
der Altstadt wäre gra-
vierend und ist nicht 

akzeptabel! 
Die KPÖ hat eine Online-Petiti-
on gegen dieses Garagenpro-
jekt ins Leben gerufen.

Elternhaltestelle: Sicher in die Schule

Die Prochaskagasse bei der 
Volksschule in Graz-Andritz 

war regelmäßig Parkplatz für 
„Elterntaxis“ – gefährlich be-
sonders für Schülerinnen, die 
zu Fuß oder mit dem Rad zur 
Schule kommen. Deshalb wur-
de jetzt eine Elternhaltestelle 
eingerichtet, wo Eltern, die ihre 

Kinder mit dem Auto zur Schule 
bringen, halten können. Die 
letzten 150 Meter zum Schulge-
bäude legen die Kinder zu Fuß 
zurück. „Bei guten Erfahrungen 
werden wir versuchen, auch 
andere Schulen zu gewinnen“, 
sagt KPÖ-Verkehrsstadträtin 
Elke Kahr.

Betreuung für Suchtkranke sichern

Familien, die über die SozialCard verfügen, 
bekommen zum Schulstart für ihre schul-

pfl ichtigen Kinder einen Betrag von 50 Euro 
gutgeschrieben. Für Kinder, die länger die 
Schule besuchen, kann ein Antrag gestellt 
werden. Heuer endete die Frist dafür aber 
bereits vor Schulbeginn. KPÖ-Gemeinderätin 
Uli Taberhofer setzte sich für eine Fristver-
längerung ein.

Die Unmengen an Plas-
tikbechern, die sich z.B. 

nach Veranstaltungen auf der 
Kasemattenbühne am Schloss-
berg türmen, sind enorm. „Um 
diese Müllfl ut einzudämmen, 
sollte die Stadt Graz auf die 
Verwendung von Mehrweg-

https://www.kpoe-graz.at/tiefgarage-graz.phtml

Etwa 900 Grazerinnen und Gra-
zer sind von Opiaten abhängig. 
Die ärztliche Versorgung dieser 
Patienten für die Zukunft ist 
nicht gesichert. Gesundheits-
stadtrat Robert Krotzer (KPÖ) 
hat alle Mitglieder des Gesund-
heitsausschusses des Gemein-
derats zu einem Besuch sowohl 
der Interdisziplinären Kontakt- 
und Anlaufstelle (IKA) sowie 
des Caritas-Kontaktladens ein-
geladen und plant auch einen 
Suchtgipfel. „Es ist wichtig, dass 
die politisch Verantwortlichen 
die Situation genau kennen-
lernen, damit alle in der Stadt 

an einem 
S t r a n g 
z i e h e n , 
wenn die 
B e t r e u -
ung für 
S u c h t -
k r a n k e 
s i c h e r -
gestellt werden soll“, so Krotzer. 

Robert Krotzer
Stadtrat für Gesundheit und 

Pfl ege.
0316 – 872 2070

stadtrat.krotzer@stadt.graz.at
fb.com/robert.krotzer.graz

Im Winter sind die Grazer Not-
schlafstellen überfüllt. Abhilfe 

sollte nicht zu spät kommen. 
Um zu ermitteln, wie viele Woh-
nungslose es in Graz überhaupt 
gibt und wie ihnen am besten 
geholfen werden kann, wurde 
im vergangenen Jahr eine 
Wohnungslosenstudie durch-
geführt. „Die Ergebnisse sind 
bis heute unter Verschluss“, 

s a g t  K P Ö -
Gemeinderat 
Horst Alic. Er 
fragte in der 
Gemeinde -
ratssitzung 
beim Sozialstadtrat nach, wann 
die Studienergebnisse öff ent-
lich gemacht werden. Eine Prä-
sentation im Dezember wurde 
zugesagt.

S-Bahn nach Maribor führen!

Wer von Graz mit dem 
Zug nach Maribor oder 

Zagreb fahren will, ist schlecht 
bedient. Konkret gibt es täglich 
nur einen Zug von Graz über 
Maribor nach Ljubljana und 
einen Zug Graz – Maribor – 
Zagreb. Sonst nichts! „Rasche 
Abhilfe könnte eine Verlänge-
rung der S-Bahnlinie S 5 über 

Spielfeld hin-
aus, zumindest 
drei  M al  am 
Tag, nach Mari-
bor und zurück, 
schaff en.“ KPÖ-
Gemeinderat 
Kurt Luttenberger brachte 
dieses Anliegen im Gemein-
derat ein.

Gedenkstätte in Liebenau

Fristverlängerung für Schulstartaktion

Weniger Plastikmüll
geschirr be-
stehen, z.B. 
b e i  Ve ra n -
staltungen 
der  Grazer 
Spielstätten“, 
fordert Gemeinderat Christian 
Sikora (KPÖ) im Gemeinderat.

Am GRÜNANGER sollen 60 
neue Gemeindewohnun-

gen entstehen. Bürgermeister 
Nagl und Neo-Wohnungs-
stadtrat Eustacchio haben aber 
mit den Bewohnern vor Ort 
bisher nicht geredet. 

Die KPÖ hat daher eine um-
gehende Info-Veranstaltung 
und Rechtssicherheit für die 
Bewohner am Grünanger ge-
fordert. ÖVP und FPÖ haben 
den Antrag abgelehnt.

Mieter nicht verunsichern!


